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BETREFF  Bildung gewillkürten Betriebsvermögens bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 
EStG; 

  BFH-Urteil vom 2. Oktober 2003 - IV R 13/03 - 
BEZUG  

GZ  IV B 2 - S 2134 - 2/04 (bei Antwort bitte angeben) 
  

1 Mit Urteil vom 2. Oktober 2003 (BStBl II 2004 S. ....1) hat der BFH entschieden, dass 
die Bildung gewillkürten Betriebsvermögens entgegen R 13 Abs. 16 EStR 2003 auch 
bei einer Gewinnermittlung durch Einnahmenüberschussrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) 
möglich ist. Die Zuordnung eines gemischt genutzten Wirtschaftsguts zum gewillkür-
ten Betriebsvermögen scheidet aber aus, wenn das Wirtschaftsgut nur in geringfügi-
gem Umfang, d.h. zu weniger als 10 v.H., betrieblich genutzt wird. Der Nachweis der 
Zuordnung zum gewillkürten Betriebsvermögen ist in unmissverständlicher Weise 
durch entsprechende zeitnah erstellte Aufzeichnungen zu erbringen. Ein sachverstän-
diger Dritter, z.B. ein Betriebsprüfer, muss daher ohne eine weitere Erklärung des 
Steuerpflichtigen die Zugehörigkeit des erworbenen oder eingelegten Wirtschaftsguts 
zum Betriebsvermögen erkennen können. 

 
2 Nach dem Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der Länder gel-

ten folgende Grundsätze: 
3 Der Steuerpflichtige trägt für die Zuordnung eines Wirtschaftsguts zum gewillkürten 

Betriebsvermögen die Beweislast. Er hat die Zuordnung sowie den Zeitpunkt der Zu-
ordnung nachzuweisen. Hierfür hat er entsprechende Beweisvorsorge zu treffen. Zwei-
fel gehen zu seinen Lasten. Eine rückwirkende Zuordnung zum gewillkürten Betriebs-
vermögen scheidet aus. 

 
4 Als Nachweis ausreichend ist die zeitnahe Aufnahme in ein laufend zu führendes Be-

standsverzeichnis oder vergleichbare Aufzeichnungen. Die Aufzeichnung hat dabei in 
einer Form zu erfolgen, die Zweifel in Bezug auf die Zuordnung eines Wirtschaftsguts 
zum gewillkürten Betriebsvermögen sowie deren Zeitpunkt ausschließt. Der Nachweis 
kann auch in anderer Weise geführt werden, z.B. durch eine zeitnahe schriftliche Er-
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Seite 2  klärung gegenüber dem zuständigen Finanzamt. Der Behandlung von Einnahmen und 
Ausgaben im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsgut als Betriebseinnahmen und Be-
triebsausgaben kommt bei der Zuordnungsentscheidung Indizwirkung zu. 

 
5 Die Aufzeichnungen haben zeitnah, spätestens bis zum Ende des Veranlagungszeitrau-

mes zu erfolgen. Bei einer späteren Aufzeichnung, z.B. nach Ablauf des Veranla-
gungszeitraums im Rahmen der Erstellung der Einnahmenüberschussrechnung, ist die 
Zuordnung zum gewillkürten Betriebsvermögen erst zum Zeitpunkt des Eingangs der 
Einnahmenüberschussrechnung beim zuständigen Finanzamt anzuerkennen, es sei 
denn, der Steuerpflichtige kann auf andere Art und Weise einen früheren Zuordnungs-
zeitpunkt nachweisen. 

 
6 Die Unterlagen, aus denen sich der Nachweis sowie der Zeitpunkt der Zuführung eines 

Wirtschaftsgutes zum gewillkürten Betriebsvermögen ergeben, sind mit der Einnah-
menüberschussrechnung beim Finanzamt einzureichen. Werden keine geeigneten Un-
terlagen zum Nachweis der Zuordnung eines Wirtschaftsguts zum gewillkürten Be-
triebsvermögen vorgelegt und ist die Zuordnung nicht durch andere Angaben belegt 
worden, ist die Zuordnung des Wirtschaftsgutes zum gewillkürten Betriebsvermögen 
erst zum Zeitpunkt des Eingangs der Einnahmenüberschussrechnung beim zuständigen 
Finanzamt anzuerkennen. 

 
7 Diese Grundsätze sind in allen noch nicht bestandskräftigen Fällen anzuwenden.  
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht.  
 
Im Auftrag 
Müller-Gatermann 


